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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Änderungsgesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht 

— Drucksache 934 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Der in der Drucksache 934 enthaltene Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Anderungs- 
gesetzes über das Bundesverfassungsgericht wurde 
dem Rechtsausschuß am 18. März 1959 überwiesen 
und wurde daselbst in der Sitzung vom 29. April 
1959 beraten. In dieser Sitzung haben der Präsident 
und der Vizepräsident des Bundesverfassungs- 
gerichts auf Bitten des Ausschusses ihre Stellung- 
nahme im Sinne einer Befürwortung dargelegt. 

Die Vorlage zielt darauf ab, die durch das erste 
Änderungsgesetz vom 21. Juli 1956 für den 1. Ok- 
tober 1959 vorgesehene Herabsetzung der Richter- 
zahl in beiden Senaten auf je 8 Richter erst im 
Jahre 1963 eintreten zu lassen und bis dahin die 
jetzige, durch das gleiche Gesetz von 12 auf 10 
verminderte Richterzahl aufrechtzuerhalten. Die 
grundsätzlichen Bedenken, die dagegen bestehen, 
daß der Bundestag sich in kurzen Abständen immer 
wieder mit den Organisationsproblemen des höch- 
sten Verfassimgsgerichts beschäftigt, mußten zu- 
rücktreten gegenüber der nicht nur in der Denk- 
schrift des Plenums des Bundesverfassungsgerichts, 
sondern auch von dessen neuen Präsidenten ein- 
gehend dargelegten Notwendigkeit, angesichts der 
Überlastung, besonders des Ersten Senats, jetzt 
dem Gericht nicht einen Teil seiner eingearbeiteten 
und bewährten Richter wegzunehmen, die — zu- 
sammen mit den sowieso im Amte verbleibenden 
Richtern — die Zahl der anhängigen Sachen in den 
folgenden vier Jahren aller Voraussicht nach auf 
ein erträgliches Maß herabsetzen können. Freilich 
ist dazu außerdem erforderlich, daß die Geschäfts- 
verteilung zwischen dem Ersten und Zweiten Senat 
in den folgenden Jahren eine gleichmäßige Be- 
lastung beider Senate herbeiführt. Diese Erkenntnis 


hatte schon im Gesetz von 1956 neben einigen ge- 
setzlichen Abänderungen der Zuständigkeit beider 
Senate auf Anregvmg der auch damals bei den Be- 
ratungen zugezogenen Vertreter des Bundesverfas- 
sungsgerichts zu der Vorschrift geführt, daß das 
Plenum des Bundesverfassungsgerichts mit Wir- 
kung vom Beginn des nächsten Geschäftsjahres an 
die Zuständigkeit der Senate abweichend von der 
gesetzlichen Geschäftsverteilung regeln könne, 
wenn dies infolge einer nicht nur vorübergehenden 
Überlastung eines Senats unabweislich geworden 
sei. Aber von dieser Möglichkeit hat das Plenum 
des Bundesverfassungsgerichts bisher keinen Ge- 
brauch gemacht. 

Der Rechtsausschuß hat in diesem Zusammen- 
hang die gelegentlich vertretene Meinung erörtert, 
angesichts der gesetzlichen Festlegung der sach- 
lichen Zuständigkeit der beiden Senate stelle die 
anderweitige Geschäftsverteilung eine Rechtsver- 
ordnung dar, zu der nach Artikel 80 des Grund- 
gesetzes nie ein Gericht, sondern höchstens Regie- 
rungen ermächtigt werden könnten. Gegen diese 
Auffassung wurde im Rechtsausschuß einheitlich 
dahin Stellung genommen, daß die Geschäftsver- 
teilung zwischen den Senaten durch Plenarbeschluß 
der Ausfluß der den Gerichten mit mehreren 
Spruchkörpern seit jeher zustehenden Autonomie 
sei, die außerhalb des Bereichs stehe, den das 
Grundgesetz mit der Regelung der Rechtsver- 
ordnungen meine. Daß diese Autonomie durch die 
gesetzliche Abgrenzung der Zuständigkeiten bei- 
der Senate grundsätzlich aufgehoben sei, hindere 
den Gesetzgeber nicht, in gewissen Grenzen auf 
diese Autonomie zurückzugreifen. Auch wurde klar- 
gestellt, daß der Wortlaut der zitierten Bestimmung 
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„mit Wirkung vom Beginn des neuen Geschäfts- 
jahres" nicht etwa dahin verstanden werden solle, 
daß solche Plenarbeschlüsse nur die Neueingänge 
aus dem Bereich der durch die gerichtliche Ge- 
schäftsverteilung an einen anderen Senat über- 
wiesenen Materien, sondern auch die Restanten 
dieser Materien erfaßten, was sich schon deshalb als 
notwendig erweist, weil die Zuständigkeitsvertei- 
lung sich zwischen den Senaten nach Materien und 
nicht nach der Zahl und dem Eingang der Fälle 
richtet. In dem Anderungsgesetz von 1956 war dies 
ausdrücklich nur für die gesetzlichen Zuständig- 
keitsänderungen klargestellt worden; nunmehr ist 
durch die Einfügung des neuen Artikels 01 in die 
Vorlage auch für die durch Plenarbeschluß herbei- 
geführten Abweichungen von der gesetzlichen Zu- 
ständigkeitsregelung der gleiche Grundsatz aus- 
drücklich festgelegt. Dagegen hat sich der Rechts- 
ausschuß nicht dazu entschlossen, die Abgabe der 
Verfassungsbeschwerden auf Grund bestimmter 
Grundgesetzartikel vom Ersten an den Zweiten 
Senat selbst in den Gesetzesvorschlag aufzuneh- 
men, weil man eine gewisse Beweglichkeit in der 
Geschäftsverteilung zwischen den beiden Senaten 
für erforderlich hielt. 

Alle diese Zweifel und Verwicklungen hätten die 
Arbeit des Bundesverfassungsgerichts nicht behin- 
dern können, wenn das Gericht nicht als sogenann- 
tes Zwillingsgericht ins Leben getreten wäre, son- 
dern nur einen einzigen Spruchkörper hätte. Auch 
der Präsident des Bundesverfassungsgerichts hat 
sich dahin ausgesprochen, daß die Umwandlung 


des Bundesverfassungsgerichts aus dem Zwillings- 
gericht in ein Einheitsgericht ein erstrebenswertes 
Ziel sei. Als das Gesetz von 1956 die Herabsetzung 
der Richterzahl zunächst von 12 auf 10 und von 
1959 an von 10 auf 8 Richter vorschrieb, war einer 
der Leitgedanken dieser Verminderung der Richter- 
zahl, früher oder später nur noch einen Senat als 
einzigen Spruchkörper bestehen zu lassen und 
durch die allmähliche Verringerung der Richter- 
stellen diese als nötig erkannte Reform zu erleich- 
tern. Wenn nun durch die Annahme der Vorlage 
die Verringerung der Richterzahl auf 8 Richter 
für die Zeit von 1959 bis 1963 nicht durchgeführt 
wird, so wollte die Mehrheit des Ausschusses doch 
gleichzeitig zum Ausdurck bringen, daß das Ziel, 
die beiden Senate durch einen Senat zu ersetzen, 
deswegen nicht fallengelassen wird. Darum wurde 
im Reditsaus schuß der Entschließungsvorschlag ge- 
gen eine Minderheit beschlossen — alle anderen 
Beschlüsse kamen ohne Gegenstimme zustande — , 
die Bundesregierung zu ersuchen, rechtzeitig einen 
Gesetzentwurf über die Umwandlung des Bundes- 
verfassungsgerichts von einem Zwillingsgericht in 
ein Einheitsgericht für das Jahr 1963 vorzulegen. 

Diese Klarstellung der Motive des Zweiten An- 
derungsgesetzes des Bundesverfassungsgerichtsge- 
setzes hielt die Mehrheit für unverzichtbar, auch 
wenn dieser Bundestag, worauf die Minderheit hin- 
wies, vielleicht nicht mehr dazu kommt, diese große 
Reform des Bundesverfassungsgerichts selbst zu 
verabschieden. 


Bonn, den 11. Mai 1959 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 934 — mit der 
Maßgabe, daß 

a) die Überschrift folgende Fassung erhält: 

„Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
derung des Gesetzes über das Bundesver- 
fassungsgericht" 

b) folgende Vorschrift eingefügt wird: 

, Artikel 01 

In § 14 Abs. 4 des Gesetzes über das Bun- 
desverfassungsgericht vom 12. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S, 243) in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 21. Juli 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 662) wird hinter dem ersten 
Satz folgender Satz eingefügt: 

„Die Regelung gilt auch für anhängige Ver- 
fahren, bei denen noch keine mündliche Ver- 
handlung oder Beratung der Entscheidung 
stattgefunden hat" 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

rechtzeitig einen Gesetzentwurf über die Um- 
wandlung des Bundesverfassungsgerichts aus 
einem Zwillingsgericht in ein Einheitsgericht für 
das Jahr 1963 vorzulegen. 


Bonn, den 30. April 1959 


Der Rechtsausschuß 
Hoogen Dr. Wahl 

Vorsitzender Berichterstatter 


3 



